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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Im Jahr 2010 fanden 14 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt. An
zwei Kundgebungen nahmen mehr als 5000 Personen teil. Im März demonstrierten rund
6000 Personen auf dem Bundesplatz für die Gleichstellung der Geschlechter und im
April unterstützten rund 5000 Personen die Solidaritätskundgebung für Tibet in Zürich.
In Bern fanden acht Grossdemonstrationen statt, in Genf und Zürich je zwei, in Freiburg
und in Gösgen je eine. Im Gegensatz zum Vorjahr, als bei 25 Grossdemonstrationen
mehrheitlich aussenpolitische Fragen bewegt hatten, standen 2010 vermehrt
spezifische Interessen einzelner Gruppen im Vordergrund: neben Gleichstellungsfragen
waren etwa Proteste von Wirten gegen die Mehrwertsteuer, von Lehrern für bessere
Arbeitsbedingungen, von Postangestellten gegen Poststellenabbau und Rationalisierung,
von Jugendlichen für Genfer Konzertlokale oder von Velofahrern gegen den
Autoverkehr Gründe für die Protestaktionen. Darüber hinaus bewegten
Solidaritätskundgebungen für verfolgte Christen und für Ausländer, darunter die
Protestdemonstration gegen die Annahme der Ausschaffungsinitiative. In Gösgen
demonstrierten rund 4000 Personen gegen das AKW und in Bern nahmen etwa 1000
Linksautonome am antifaschistischen Abendspaziergang teil. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

Am 11. März fand in Mühleberg die dritte Manifestation „Menschenstrom gegen Atom“
statt. Tausend Menschen forderten friedlich die sofortige Abschaltung der AKW
Mühlenberg und Beznau. Ebenfalls im März demonstrierten in der Bundeshauptstadt
4000 Physiotherapeuten für höhere Leistungstarife, welche seit vierzehn Jahren nicht
mehr angepasst worden sind. Für bessere Arbeitsbedingungen demonstrierten auch die
St. Galler Volksschullehrer. Am 12. Dezember forderten 15'000 Lehrerinnen und Lehrer
weniger Arbeitsaufwand für Lehrkräfte. In Bern fand unter dem Namen „Tanz dich frei“
in der Nacht auf den 4. Juni die grösste Jugenddemonstration seit 25 Jahren statt.
Rund 10'000 Jugendliche nahmen am via Facebook organisierten, unbewilligten, aber
tolerierten Anlass teil, um gegen die Trägheit des Berner Nachtlebens zu
demonstrieren. Am 23. Juni fand in Bern ein Protestzug von rund 5000 Personen gegen
die Verschärfung des Asylrechts statt. Der Anlass war eine Antwort auf die vom
Nationalrat gutgeheissene Revision des Asylrechts, nach welcher Asylsuchende nur
noch Not- statt Sozialhilfe beziehen können. Im August haben in Bern gegen 1000
Personen für die Rechte von Nicht-Heterosexuellen demonstriert. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.12.2012
NADJA ACKERMANN

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die kantonalen Volkswirtschaftsdirektoren stellten zu Beginn des Berichtsjahres
sieben Thesen auf, die alle in Richtung einer vermehrten Kooperation zwischen der
Wirtschaft und den Ausbildungsstätten der Schweiz zielen. Die Thesen enthalten unter
anderem die Forderung nach einem praktischen Austausch zwischen Schulen aller
Stufen und Unternehmen aller Grössen zur Schärfung des Bewusstseins der Jugend für
die eigene Abhängigkeit von ökonomischer Wohlfahrt. Im weiteren wird mit dem
Thesenpapier ein besserer Einblick der Lehrkräfte in Unternehmenswelten, die
Infragestellung der langen Ausbildungsdauer sowie mehr Durchlässigkeit der
Bildungswege insbesondere auf der Tertiärstufe verlangt. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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L’année 2014 a été marquée par un malaise perceptible au sein de la profession
d'enseignant. Face aux nombreuses réformes scolaires et aux coupes budgétaires,
plusieurs études ont signalé un épuisement physique et psychique d’enseignants qui
jouent souvent aux funambules sur la corde de la dépression. De plus, l’association
faîtière des enseignantes et enseignants de Suisse (LCH) a mis en lumière la baisse des
salaires des enseignants, respectivement à d’autres métiers. Ce rapport de la LCH a
connu un fort écho dans le domaine de l’éducation. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Grundschulen

Lehrerlöhne, Lehrerbildung und Lehrermangel waren im Berichtsjahr Dauerthema im
öffentlichen Diskurs. Aufgrund der grossen kantonalen Unterschiede bei den
Einstiegslöhnen befürchteten finanzschwächere Kantone, dass sich der Lehrermangel
durch Abwanderung von Lehrpersonen in lohngünstigere Kantone verschärfen würde.
Zur Rekrutierung von Quereinsteigern als unmittelbare Massnahme gegen den
Lehrermangel forderten die SVP und die CVP eine praxisorientierte, verkürzte
Lehrerausbildung. Im Spätsommer des Berichtsjahrs starteten an den Pädagogischen
Hochschulen (PH) der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW), an der PH Zürich
sowie an der PH Bern die ersten Jahrgänge mit der berufsbegleitenden Ausbildung. Als
gängige Diplome anerkannt werden je nach Zielschulstufe eine abgeschlossene
Berufslehre, die Fach-, die Berufs- oder die allgemeinbildende Matur, wahlweise mit
Nachweis einer mehrjährigen Berufserfahrung. Je nach PH bestehen noch weitere
Aufnahmebedingungen. Die beteiligten Kantone (FHNW: BS, BL, SO, AG; BE und ZH)
akzeptieren die Abschlüsse gegenseitig. Angestrebt wird auch die
gesamtschweizerische Anerkennung durch die EDK. Diese gab im September des
Berichtsjahrs Vorschläge für eine Weiterentwicklung des Diplomanerkennungsrechts in
Anhörung. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.09.2011
SUZANNE SCHÄR

Am 4. April 2017 veröffentlichte ein ehemaliger Schüler Jürg Jegges das Buch „Jürg
Jegges dunkle Seite: Die Übergriffe des Musterpädagogen“, in welchem er dem
bekannten Sonderschullehrer und Pädagogen vorwarf, ihn während seiner Zeit als
Schüler sexuell missbraucht zu haben. Der mittlerweile 74-jährige Jegge erlangte in der
Schweiz Bekanntheit nach der Veröffentlichung seines Buches „Dummheit ist lernbar“
im Jahr 1976, in dem Jegge die klassische Volksschule für ihre Behandlung von
leistungsschwachen Schülern kritisiert hatte. Kurz nach Veröffentlichung des Buches
seines mittlerweile 58-jährigen ehemaligen Schülers, am 8. April 2017, gab Jegge zu,
dass es zwischen ihm und einigen seiner Schülern – Jegge sprach im Tagesanzeiger von
„etwas unter zehn“ – zu sexuellen Kontakten gekommen sei. Er sei der Meinung
gewesen, dass diese Kontakte in gegenseitigem Einvernehmen stattgefunden hätten
und er sei damals überzeugt gewesen, dass „derartige Sexualität einen Beitrag leiste zur
Selbstbefreiung und zur persönlichen Weiterentwicklung“, sagte Jegge gegenüber der
NZZ. Diese Überzeugung habe er nicht alleine gehabt, vielmehr sei sie im „links-grünen
Kuchen“ und gewissen pädagogischen Kreisen auch diskutiert worden. Die Medien
kritisierten Jegge dafür, dass er, obwohl derart überzeugt von der pädagogischen
Wirkung sexueller Kontakte zwischen Lehrer und Schülern, in seinem 1976 erschienenen
und weitherum gefeierten Buch nichts von diesen „Praktiken“ erwähnt hatte. Ebenfalls
starke Kritik erntete Jegge von Seiten der Medien dafür, dass er von einer
Ebenbürtigkeit der Beziehung zwischen Lehrern und Schülern ausging und nicht
erkannt habe, dass zwischen einem Lehrer und dessen minderjährigen Schülern ein
Machtgefälle bestehe. Jegges Darstellungen liessen auch den Verdacht aufkommen,
dass es sich beim Fall Jegge um keinen Einzelfall gehandelt hatte. Wenn er wüsste, dass
es noch andere Pädagogen gegeben habe, die Sex mit ihren minderjährigen Schülern
hatten, würde er es nicht sagen, so Jegge. „Ich war sicher nicht der Einzige“, meinte er
im Interview mit der NZZ. Diese Aussage veranlasste Natalie Rickli (svp, ZH), im
Nationalrat ein Postulat einzureichen. Mitte April gab die Staatsanwaltschaft Zürich
bekannt, dass sie ein Vorabklärungsverfahren wegen Verdachts auf sexuelle Handlungen
mit Kindern eingeleitet habe, dabei kam es auch zu einer Hausdurchsuchung bei Jegge.
Bereits damals mutmassten jedoch einige Medien, dass allfällige Straftaten Jegges
bereits verjährt sein dürften. Mitte Mai gab die Bildungsdirektion des Kanton Zürich
bekannt, dass sie die Hintergründe des Falls Jürg Jegge abklären wolle. Mithilfe eines
Rechtsexperten sollte die damals geltende Rechtslage bezüglich sonderpädagogischen
Masssnahmen aufgearbeitet werden, womit auch geklärt werden sollte, ob die Gesetze
von den Behörden und den involvierten Personen eingehalten wurden. Zudem sollten
die relevanten Akten so aufbereitet werden, dass sie für eine allfällige

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.04.2017
SAMUEL BERNET
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bildungshistorische Auswertung genutzt werden können. 6

Kurz nach Ausbruch des Krieges in der Ukraine im Februar 2022 begannen sich die
Schweizer Medien mit den Auswirkungen geflüchteter ukrainischer Kinder auf das
Schweizer Schulsystem auseinanderzusetzen. 
Noch bevor überhaupt die ersten Kinder aus der Ukraine in der Schweiz eingeschult
wurden, sagten die Zeitungen voraus, dass die zusätzlichen Schülerinnen und Schüler
die Schulsysteme vor grosse Herausforderungen stellen würden. Wie diverse Berichte
aus den Gemeinden sowie Gespräche mit Fachpersonen zeigten, galt es insbesondere
folgende Probleme anzugehen: Die wichtigste Problematik bestand in der eigentlichen
Integration der zahlreichen ukrainischen Schülerinnen und Schüler in das Schweizer
Schulsystem, zumal die Kantone und Gemeinden auch lange Zeit nicht wussten, mit wie
vielen Kindern sie überhaupt rechnen mussten. Dagmar Rösler, Zentralpräsidentin von
LCH, sprach sich dafür aus, dass die Kinder von Beginn weg in die Regelklassen
aufgenommen und somit keine Sonderklassen gebildet würden. Dies setzte jedoch
voraus, dass sich die Kinder gleichmässig auf die verschiedenen Gemeinden verteilten
und es zu keinen Konzentrationen kommt, da die einzelnen Klassen mit der Integration
von mehr als zwei fremdsprachigen Kindern überfordert sein könnten. Gemäss
Medienberichten handhabten die Gemeinden dies aber sehr unterschiedlich; in Saanen
(BE) beispielsweise wurden gleich drei sogenannte Willkommensklassen eröffnet, da
rund 50 Waisenkinder im Rahmen einer privaten Initiative in dieser Gemeinde
aufgenommen worden waren. Die zweite grosse Herausforderung bestand im ohnehin
gravierenden Lehrpersonenmangel, der nun durch die tausenden von neu
einzuschulenden Kindern aus der Ukraine noch verschärft wurde. Dagmar Rösler
forderte daher, dass die Lehrpersonen dringend unterstützt werden müssen, zumal
aufgrund der Covid-19-Pandemie bereits viele Lehrkräfte ausgefallen seien. In
zahlreichen Gemeinden wurden auch pädagogisch ausgebildete Personen, die aus der
Ukraine geflüchtet waren, und ukrainisch oder russisch sprechende Personen, die
schon länger in der Schweiz leben, als Unterrichtshilfen eingesetzt. Ein weiteres
Problem bildeten in manchen Gemeinden die fehlenden Schulräume, wie Stephan
Huber, Leiter Forschung und Entwicklung an der Pädagogischen Hochschule Zug,
ausführte. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Mangel an diplomierten Lehrkräften, insbesondere für die Primar- und
Sekundarstufe, führte rund um den Schulbeginn im Sommer 2022 zu einer intensiven
Mediendebatte. Bereits vor dem Schulstart, der in den meisten Kantonen in August
stattfand, zeigte sich, dass es in vielen Schulen zu Engpässen kommen wird. Deshalb
durften beispielsweise in den Schulen im Kanton Zürich auch Personen ohne
entsprechendes Diplom angestellt werden, während vielerorts zudem
Zivildienstleistende und sogenannte Klassenassistenzen eingestellt wurden. Die
vermehrte Einstellung Letzterer wurde von Dagmar Rösler, Zentralpräsidentin des LCH,
kritisiert, da es zu Kompetenzüberschreitungen kommen könne, wenn eine solche
Assistenz etwa für eine reguläre Lehrperson einspringen müsse. Gegenüber der Presse
fügte Rösler hinzu, dass die Qualität des Unterrichts darunter leide, wenn nicht adäquat
ausgebildete Personen, wie etwa Studierende der PH, vor die Klassen gestellt würden.
Auch bestehe die Herausforderung, dass die neu ausgebildeten Lehrkräfte begleitet
werden müssten, damit diese nicht sogleich wieder «verheizt» würden und deshalb
bald wieder aus dem Beruf ausstiegen. Rösler kritisierte insbesondere die Kantone,
welche in den Augen des LCH zu wenig gegen den Lehrkräftemangel unternähmen.
Zusammen mit dem «syndicat des enseignant-es romand-es» (SER) forderte der LCH
konkret, dass eine finanzielle Unterstützung für die Ausbildung von Quereinsteigerinnen
und Quereinsteigern zur Lehrerin/zum Lehrer eingeführt wird und dass eine
administrative Entlastung der Klassenlehrerinnen und -lehrer erfolgt. 
In den Zeitungen wurden ebenfalls Lösungsvorschläge diskutiert, wie der Beruf der
Lehrperson wieder attraktiver gemacht und dem Lehrkräftemangel entgegengewirkt
werden könnte: So wurde beispielsweise vorgeschlagen, die Löhne, insbesondere für
die Lernenden in der Unterstufe, zu erhöhen. Ursula Renold, Professorin für
Bildungssysteme an der ETHZ, regte gegenüber der Aargauer Zeitung an, das
Lohnsystem so auszugestalten, dass es lukrativer würde, ein höheres Pensum zu
übernehmen. Zahlreiche Lehrkräfte unterrichteten nämlich nur wenige Lektionen, was
dazu führe, dass der Koordinationsaufwand im Lehrkörper hoch sei und es insgesamt
mehr Lehrkräfte brauche. Eine weitere grosse Herausforderung oder gar ein Problem
sahen viele Zeitungen auch im Konzept der integrativen Klassen, also dem System, in
welchem möglichst alle Kinder in derselben Klasse unterrichtet werden und es keine

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sonderklassen gibt - etwa für verhaltensauffällige Kinder oder Schülerinnen und Schüler
mit Lernschwierigkeiten oder besonderen Bedürfnissen. In der NZZ forderte etwa Alain
Pichard (BE, glp), Lehrer und Grossrat im Kanton Bern, dass die sogenannten Klein-
oder Sonderklassen wieder eingeführt werden, damit sich die Lehrkräfte wieder
vermehrt der Wissensvermittlung widmen können. Zudem sollten die Lehrpersonen
weniger administrative Aufgaben erledigen müssen, wurde in einem weiteren
Meinungsbeitrag der NZZ ergänzt. 
Im Nachgang zu dieser im Sommer geführten Debatte wurden auch seitens der
nationalen Politik gewisse Forderungen gestellt: Die WBK-NR verlangte in insgesamt vier
Vorstössen mit der Berufsmatura einen prüfungsfreien Zugang zur Pädagogischen
Hochschule für die Ausbildung zur Primarlehrperson (Mo. 22.4267 und Po. 22.4268),
eine gezielte Datenerhebung über die Verweildauer im Beruf (Po. 22.4265) sowie
wissenschaftliche Evaluationen der verschiedenen Schulreformen (Po. 22.4266). 8

1) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: Bund, 15.3.10 (6000/Frauen für
Gleichstellung); TA, 20.4.10 (2000/Wirte zu MwSt); Bund, 28.6.10 (4000/für mehr Rechte für Ausländer); NZZ-So, 26.9.10
(1000/gegen Verfolgung von Christen); Bund, 25.11.10 (1200/Postangestellte gegen Rationalisierung); Bund, 1.11.10
(2500/gegen Sparmassnahmen bei der IV); BZ, 13.11.10 (4000/Lehrer für bessere Arbeitsbedingungen); BZ 4.10.10
(1000/Antifaschistischer Abendspaziergang, Linksautonome); Freiburg: BZ, 6.9.10 (2000/Gegen Schliessung Brauerei
Cardinal); Genf: Bund, 1.11.10 (1500/Jugendliche für Konzertlokale); BAZ, 24.8.10 (2000 Velofahrer gegen Autoverkehr);
Gösgen (SO): Bund, 25.5.10 (4000/gegen AKW); Zürich: TA, 29.11.10 (1500/ Protest gegen Annahme der
Ausschaffungsinitiative); NZZ 12.4.10 (5000/ Solidaritätskundgebung für Tibet).
2) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: NZZ, 12.3.12 (1000/Stilllegung der
AKW Mühleberg und Beznau); NZZ, 20.3.12 (4000/Mehr Lohn für Physiotherapeuten); NZZ, 4.6.12 (10000/Tanz dich frei);
Bund, 25.6.12 (5000/Gegen die Verschärfung der Asylpolitik); TA, 6.8.12 (1000/Für die Rechte von Nicht- Heterosexuellen)
St. Gallen: NZZ, 13.12.12 (1500/Lehrer); Zürich: TA, 21.8.12 (1500/Albisgüetli-Tagung der SVP).
3) NZZ, 26.01.01.
4) Lib, NZZ, TG, 27.6.14; AZ, LZ, NZZ, 27.10.14; AZ, 28.10.14; TG, 18.12.14
5) Medienmitteilung EDK vom 15.9.11.; SN, 15.2.11; TA, 21.2. und 20.5.11; LT, 2.5.11, NLZ, 31.10.11; SoZ, 22.5. und 7.8.11; BaZ,
11.6.11; SN, 15.7.11; TA, 22.8.11, NZZ, 16.9.11.
6) Medienmitteilung Bildungsdirektion Kanton Zürich, Aufarbeitung des Falls _Jürg Jegge_, 16.5.17; Medienmitteilung
Staatsanwaltschaft Kanton Zürich, Hausdurchsuchung bei ehemaligem Sonderschullehrer, 13.4.17; Blick, 5.4., 6.4.17; TA,
7.4.17; AZ, NZZ, TA, 8.4.17; So-Bli, SoZ, 9.4.17; LZ, WW, 13.4.17; SoZ, 16.4.17; NZZ, 24.4.17
7) NZZ, 16.3.22; AZ, 19.3.22; SoZ, 20.3.22; TA, 23.3.22; Lib, 26.3.22; TA, 29.3., 20.4.22; AZ, 29.4.22; Blick, 30.4.22; LT, 4.5.22;
SoZ, 15.5.22
8) TA, 4.7.22; Lib, 5.7.22; NZZ, 8.7.22; SoZ, 10.7.22; NZZ, 11.7.22; TA, 12.7.22; AZ, 6.8.22; Blick, LT, Lib, NZZ, TA, 9.8.22; Blick,
NZZ, 10.8.22; Blick, 11.8.22; So-Bli, SoZ, 14.8.22; AZ, NZZ, 16.8.22; NZZ, 17.8.22; LT, 18.8.22; AZ, NZZ, 19.8.22; TA, 20.8.22; SoZ,
21.8.22; TA, 23.8.22; NZZ, 25.8., 5.9.22; TA, 6.9.22; WW, 22.9.22
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